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Beseitigungen in dem Sinne urtheilen: das Volk hat
recht gerichtet? Wenn Leute eliminirt wurden, die
den moralischen Halt verloren, — gereicht das nicht der
Schule und dem Lehrstand zum Nutzen. Man schlägt von
einigen Seiten immer wieder — wie schon im Jahr 1868
— ein sog. «motivirtes Abberufungsrecht» als die bessere
und gerechtere Institution vor. Die Einführung desselben
brächte uns aber ganz gewiss noch eine grössere Keihe von
unbegreiflichen «Beseitigungen», als die gegenwärtig
übliche Wahlform.

Behörden können ohne Frage eben so ungerecht sein
wie die gewöhnlichen Bürger und um eine «Motivirung»
ist man unter Umständen nicht verlegen. Bei der
periodischen Wahl kann Hass und Leidenschaft dann und wann
mit im Spiele sein, — beim Modus der Abberufung wird
dies die Regel werden. — Dagegen können wir allerdings
nicht begreifen, dass man von Seite einiger — der Schule
sonst wolmögenden — Pressorgane beantragt, die bereits
angeführte schützende Klausel gelegentlich zu beseitigen.
Dass auch grössere Gemeinwesen trotz dieser Klausel eine

Nichtbestätigung zu beschliessen im Stande sind, zeigt das

Beispiel der Gemeinde Töss. Wo irgendwelcher Grund zu
einem lebhaften Kampf vorhanden ist, stellen sich die
Bürger ohnehin fast vollzählig bei der Urne ein und in
solchen Fällen könnte allerdings die Klausel als unnöthig
bezeichnet werden; dieselbe ist aber dennoch sehr wichtig,
damit — namentlich in kleinern Wahlkreisen und bei der
Wahl ohne Urne — Ueberrumpelungen unmöglich sind.
Soll die genannte Bestimmung wegfallen, so sorge man
jedenfalls dafür, dass die Urnenabstimmung mit Busse
obligatorisch werde.

Wie eine Anzahl grösserer Gemeinden (Winterthur,
Horgen etc.) die Bestätigungswahlen neuerdings in ihren
—¦ äusserst schwach besuchten — Gemeindsversammlungen
vornehmen konnten, erscheint fast unbegreiflich. Auf sel-
chem Wege «einmüthig» gewählt zu sein, ist für den Lehrer
wenig erfreulich, denn diese Wahlart verunmöglicht es

förmlich, dass der letztere genau erfahre, wie seine Wähler
sich zu ihm stellen.

Wir haben im Anschluss an diese Wahlbetrachtung
noch ein kurzes Wort über die Entschädigungen zu reden,
welche der Staat einigen s. Z. lebenslänglich gewählten
und nunmehr beseitigten Lehrern auszubezahlen hat. —
Gewiss war es ein grosser Fehler, dass der Staat die
Entrichtung dieser Entschädigungen komplet übernahm und
nicht in die Verfassung eine Bestimmung aufnahm, welche
wenigstens einen kleinern Theil den betreffenden Gemeinden

überband. Wahrscheinlich wären dann gerade einige
jener bedauerlichen Beseitigungen nicht vorgekommen. Dass
man nun aber in regierenden Kreisen, wo das «Sparen»
zum ersten Fundamentalsatz der Kegentenweisheit erklärt
worden zu sein scheint, sich aufs Markten, mit — fast
ausschliesslich verdienten und wackern altern — Lehrern
wirft, macht einen recht peinlichen Eindruck. Es wird uns
u. A. berichtet, dass einem altern Manne der Vorschlag
gemacht worden, er möchte, falls man ihm eine Verweserstelle

übergebe, auf die Entschädigung verzichten, — während

selbstverständlich der Geschädigte das Becht auf die
letztere unter allen Umständen geltend machen kann. Auch
bei Ausmessung der Summe geht man nicht mehr so hoch
wie früher, — und da können wir den betreffenden
Kollegen wol keinen bessern Bath geben, als den, sich an die
Gerichte zu wenden und auf die «Verständigung» mit
den Administrativbehörden ohne Weiteres zu verzichten.

Ueber Spezialschulen für geistig n. moralisch sehwache Kinder.
(Aus „Erz. Bl. Amerika".)

Die Volksschule soll die Volksmasse für das Leben
vorbilden helfen und dazu beitragen, dass Gefängnisse und
Irrenhäuser sich minder füllen. Die Insassen solcher
Anstalten sind moralische oder intellektuelle Schwächlinge.
Die Volksmasse und folglich die Schülermasse besteht nicht
aus solchen. Will man dieser Masse gerecht werden, so
muss man in der öffentlichen Schule jene Minderzahl ohne
anders vernachlässigen. Deshalb soll man die geistig und
moralisch Schwachen für eine Spezialschule ausscheiden.

Das widerspricht dem staatlichen Grundsatz der Gleichheit

Aller keineswegs. Die Rechtsgleichheit schiiesst nicht
die Naturgleichheit in sich. Diese richtet sich nicht nach
der Staatsverfassung. Die Institute für Blinde und
Taubstumme sind im gleichen Sinne Spezialschulen. — Wenn
die Volksschule au die schwach Begabten geistige und
sittliche Anforderungen stellt, welche nur der normal begabten
Masse zuträglich sind, so quält sie Jene infolge eines
Geburtsangebindes, das sie nicht zu bessern und zu heilen
vermag. In solcher Lage findet sich auch das ob auch
nicht sehr schwach begabte, aber wegen Mangel an
Willenskraft von Natur aus träge Kind. Weil mandas
Nichtsthun bei solchen Kindern in der Kegel nicht für
einen Naturfehler, sondern für etwas Selbstverschuldetes
ansieht, so wird eine stete Aufstachelung angewendet, die
nicht verfehlen kann, das Willensvermögen vollends lahm
zu legen. Die Folgen einer derartigen geistigen und
sittlichen Entwicklung liegen auf der Hand. Nur eine
Spezialschule kann auch da vor üeberforderung sich hüten.

Schulgärten.
(Nach „Deutselie Lehrerztg.")

«Unter einem Schulgarten versteht man nicht einen
(Fröbel'schen) Kindergarten, auch des Lehreis Garten nicht,
der zu seinem Einkommen gehört, sondern einen Garten
bei der Schule für dieselbe, der deshalb mit Absicht und
Plan für erzieherische Unterrichtszwecke eingerichtet ist.»

Schweden hatte schon 1871 bei seinen 7528 Landschulen

um die 2000 gut eingerichtete Schulgärten. In Frankreich

besassen 1876 von 59,021 öffentlichen Elementarschulen

nahezu 28,000 Schulgärten. Um deren
Ausgestaltung in Oesterreich und Deutschland hat sich Professor
Dr. Erasmus Schwab in Wien bleibende Verdienste
erworben. Zwei vortreffliche Schriften aus seiner Feder sind :
«Der Schulgarten. Ein Beitrag zur Lösung der Aufgabe

der öffentlichen Erziehung; 4. Auflage», und:
«Anleitung zur Anlage von Schulgärten». (Wien, bei Eduard
Hölzel). «In diesen Büchern ist wol nicht eine einzige
Idee vergessen, welche durch den Schulgarten verwirklicht
werden könnte.»

Bericht über das Schulwesen des Kantons Appenzell A. Rh.

von 1865 bis 1877.

II.
Die kantonale gemeinnützige Gesellschaft ordnete 1875 einen

Kurs für Arbeitsunterricht an, der von 18 Lehrerinnen und 23
Aspirantinnen besucht wurde.

Schon 1866 fand mit 44 Lehrern ein einwöchentlicher
Gesangdirektorenkurs unter Leitung von J. R. "Weber aus Bern in der
Kaserne Herisau statt. Die Staatsauslagen dafür betrugen Franken
1307. 20. „Die Folgezeit erwies unverkennbar, dass der Kurs von
wesentlichem Einfluss auf die Hebung des Gesangwesens war und
dass er die Lehrer im Streben zur Fortbildung angeregt hatte."

Ebenso fanden 1876 und 1877 im Seminar Kreuzungen unter
Leitung der dortigen Direktion je lOtägige Fortbildungskurse statt.
Sämmtliche Lehrer an Primär- und Mittelschulen wurden zum Be-



such verpflichtet. Die Kosten für Honorare, Verköstigung etc. wurden
auf je Fr. 1800 angesetzt.

Im Winter 1876/77 bestanden 10 (freiwillige) Fortbildungsschulen

mit mehr als 200 Schülern.
Dafür, dass das thurgauische Seminar Kreuzungen 15 Appenzeller

Stipendiaten als Schüler hält, zahlt Ausserrhoden jährlich
vertragsgemäss Fr. 600. Einer Anregung seitens Appenzell, die
Seminarbildung in Kreuzungen von 3 auf 4 Jahre auszudehnen,
folgte der thurgauische Grosse Rath durch Beschlussnahme ; aber
das thurgauische Volksreferendum votirte ein Nein.

1872 ergriff die appenzellische Landesschulkommission die
Initiative für Gestaltung eines Konkordates zwischen benachbarten
Kantonen betreffend Freizügigkeit der Volksschullehrer unter der
Voraussetzung eines gemeinsamen Réglementes für Patentprüfungen.
1873 fand diesfalls eine Konferenz in Winterthur statt, auf welcher
die Kantone Appenzell, Bünden, St. Gallen, Schaffhausen und Zürich
vertreten waren. Es wurde eine Kornmission für nähere Vorbera-
thung aufgestellt. Sie beantragte 1874 ein einschlägiges Petitum
an die Bundesversammlung. Appenzell erklärte sich damit
einverstanden. Noch 1876 wurde die Angelegenheit (auf einer interkantonalen

nordschweizerischen Konferenz zwecks der Erstellung
gemeinsamer Lehrmittel) ventilirt. „Dann aber verlief sie im Sand."

Die Halbtagsschule und die kurze Ferienzeit machen eine
Wiederholung von Militärdienst für appenzellische Lehrer sehr
ungünstig fühlbar.

Seit 1864 zahlt die Landeskasse an appenzellische Jünglinge,
die sich zum Lehrerberuf ausbilden, jährliche Stipendien zu einzeln
Fr. 250, an Reallehreraspiranten Fr. 500. Ferner erhält jeder
appenzellische Lehrer bei der Üebernahme einer Schulstelle ira
Lande eine Prämie von Fr. 200 ausbezahlt. Die Zweckmässigkeit
dieser Prämirung ist erklärlich aus dem angestrengten Schuldienst
mit wenig Ferien und dem Maasse der jetzt zwar ordentlichen, aber
immerhin nicht hohen Besoldung. Bis zu Ende der Berichtszeit
sind 35 Lehrer so prämirt worden.

Durch 10jährigen Schuldienst im Kanton werden die an
Primarlehrer ertheilten Stipendien und Prämien als abverdient
betrachtet. Die Stipendien an Realschulkandidaten dagegen werden
nur als unverzinsliche Darlehen gegeben und ist das Kapital an den
Staat innert beweglicher Frist zurück zu zahlen.

In den 12 Jahren der Berichtsfrist verausgabte der Staat für
Lehrmittel fast Fr. 28,000, für Stipendien an Primarlehrerzöglinge
fast Fr. 24,000, für Hebung der Schulen in den ärmern Gemeinden
fast Fr. 31,000, für die Kantonsschule in Trogen über Fr. 37,000.
An die Lehrmittelausgabe erhielt er durch Verkauf zurück Fr. 20,000
und an Rückzahlung von Stipendien und Prämien über Fr. 9000.

Die Gemeinden verausgabten in demselben Zeitraum für das
Primarschulwesen Fr. 1,831,000, für die höhern Schulen Fr. 673,000.
An diese Summen wurden durch Steuern erhoben Fr. 657,000.

Die gesammten Gemeinde- und Anstaltsfonds für das
Erziehungs- und Unterrichtswesen betragen Fr. 3,082,500. Innert der
Berichtsfrist flössen darein an Geschenken Fr. 379,000.

1869 betrug die Zahl der stotternden Kinder in der Alltagsschule

252 von 6000, in der Uebungsschule 84 von 3000. Die
Landesschulkommission wies 1870 die Lehrerkonferenzen an, Abgeordnete

zu bezeichnen, die einen Kurs zur Anleitung für Behandlung
der Stotternden zu besuchen hatten. An alle Schulen wurde Dr.
Treichler's Schrift: „Die Gefahren für die Gesundheit etc. in den
Schulen" übermittelt.

Primarschulen ohne Lehrerwechsel innert der 12 Jahre sind 23.
Mit je 1 Wechsel 29 mit je 2 Wechsel 25, mit je 3 Wechsel 9,
mit je 4 Wechsel 2. Neu errichtete Schulen 27, gesammt 115.

Von 66 Primarlehrern 1866 bezogen 2 je Fr. 650, 18 je Fr. 700,
16 je Fr. 800, 16 je Fr. 900, 14 je Fr. 1000 Besoldung, Wohnung
(auch Holz etc.) nicht inbegriffen. Dagegen 1876 hatten von 85
Lehrern 3 je Fr. 1000, 13 je Fr. 1200, 5 je Fr. 1300, 12 je Fr.
1400, 44 je Fr. 1500, 8 je Fr. 1600 baare Besoldung.

„Am Schlüsse unsers Berichts gereicht es uns zum Vergnügen,
auf manche Fortschritte und Verbesserungen in unserm Schulwesen
hinweisen zu können : so auf die Erweiterungen der Schulen, die
Erstellung vieler schöner Schulhäuser, die stete Hebung der
materiellen Stellung der Lehrer. Die finanziellen Leistungen der
Gemeinden zeigen uns, was auch ein rein demokratisches Gemeinwesen
aus eigener Initiative und Machtvollkommenheit zu leisten vermag.
Noch ist aber Manches zu thun übrig, und die Zeit gebiert immer
Heue Anforderungen."

Diesen nüchtern beruhigenden Eindruck muss das gesammte

Schriftstück auch für jeden entfernter stehenden Beurtheiler
desselben machen. Appenzell A. Rh. marschirt im Gebiet des
Volksschulwesens, wenn auch etwas langsam, so doch solid und sicher.

Auszug aus dem Protokoll des Zürcher. Erziehungs¬
rathes.

(Sitzung vom 5. Mai.)
Pläne und Kostenberechnungen betreffend Erstellung von

Turnhäusern für grössere und kleinere Schulgemeinden können auf der
Kanzlei eingesehen werden.

Der Verein junger Kaufleute in Winterthur erhält für das Jahr
1879 an die Unterrichtskosten einen Staatsbeitrag von 150 Fr.,
auch dem Universitätsturnverein in Zürich wird zur Unterstützung
seiner Bestrebungen im laufenden Schuljahr ein Staatsbeitrag von
150 Fr. in Aussicht gestellt.

Die Sekundärschule Wädensweil erhält die Bewilligung, neben
dem Englischen auch das Italienische als fakultatives Fach in der
III. Klasse einzuführen, jedoch in der Meinung, dass derselbe Schüler
nicht zu beiden Sprachen zugleich zugelassen werde.

An der Primarschule Zürich wird einstweilen für das Schuljahr
1880/81 eine neue (37.) Lehrerstelle errichtet.

Der Synodalpräsideut, Hr. Prof. S. Vögelin, wird ersucht, die
Versammlung der Kapitelspräsidenten zu leiten.

Den Theilnehmern an dem von der Musikschule im verflossenen
Wintersemester abgehaltenen Kurs für Lehrer und Sekundarschul-
kandidaten wird auf ihr Gesuch um Anordnung der Fortsetzung
dieses Kurses im nächsten Winter im Wesentlichen Folgendes er-
wiedert:

Es ist der Musikschule bei Gelegenheit der neuen Fixirung des

Staatsbeitrages die Abhaltung eines solchen Kurses jeweilen im
Wintersemester zugemuthet und diese Verpflichtung vom genannten
Institut auch bereitwillig übernommen worden. Wenn die Mehrzahl
der frühern Besucher sich bei Eröffnung des neuen Kurses wieder
einfindet, so wird derselbe ohne Schwierigkeit im Sinne der Petenten

sich zu einer Fortsetzung des letzten Kurses gestalten können.
Zu einem eigentlichen Gesangsdirektorenkurs, welchen die Musikschule

gelegentlich einzurichten nicht abgeneigt ist, könnte der
Staat mit Rücksicht auf der Schule noch näher liegende Bedürfnisse
kaum in- erheblichem Maasse finanziell mitwirken, dagegen könnte
hiebei ohne Zweifel auch die Liederkommission der Synode mit
ihren Hülfsmitteln in Mitleidenschaft gezogen werden.

Abgeänderte Lokation : Primarschule Rumlikon : Hr. Heinrich
Bosch von Mogeisberg (St. Gallen).

Druckfehler in letzter Nro.: Freiplätze und Stipendien für
Lehramtskandidaten: philo!, statt theol. Fakultät.

Schulnaehrickten.
Die „Schweiz. Lehrerztg." bringt die Bemerkung: „Unser Päd.

Beob. fährt fort, in der Religionsunterrichtsfrage tapfer mit den
Ultramontanen zu marschiren ; seine „Tante" gibt aber die
Hoffnung nicht auf, dass dieser wilde „Junge" bei reiferen Jahren noch
zum Verstand komme." Zu dem Verstand, offen vorliegende
Thatsachen derart zu verdrehen, wollen und werden wir nie und nimmermehr

kommen
Zürich. Lehrerturnverein Zürich und Umgebung.

Die Generalversammlung genannten Vereins hat bezüglich des

Arbeitsprogrammes pro 1880/81 beschlossen, die in der Turnschule für
den militärischen Vorunterricht enthaltenen Uebungen fortzusetzen.
Besonders sollen dabei berücksichtigt werden die Uebungen mit
dem Eisenstab, die in neuerer Zeit eine so grosse Bedeutung
erlangt haben. Da dieselben aber in der Turnschule selbst nur
andeutungsweise vorhanden sind, so wird unser Direktor, Herr
Hängärtner, dieselben vervollständigt in gruppenweiser Aufeinanderfolge
vorführen. Zur Befestigung des durchgearbeiteten Stoffes werden
die Uebungen jeweilen nach der Turnstunde diktirt. Wir versprechen

uns von dieser Neuerung eine wesentliche Förderung der
Mitglieder in ihrer turnerischen Aus- und Durchbildung.

Ausser den Stabiibungen sollen noch vorgenommen werden die

Frei- und Ordnungsübungen der 3. Stufe. Aus dem
Gebiete der Geräthübungen wählen wir für dieses Jahr die Uebungen
am Stemmbalken und diejenigen am Sturmbrett, das sogen-
„Sturmspringen". Obwohl ausführlicher als die Stabübungen in der
Turnschnle enthalten, ist die Vornahme dieser Uebungen doch noth-
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